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(2) Eine Eigentumsverfehlung liegt vor, wenn die Tat unter 
Berücksichtigung aller Umstände, wie des Schadens, der Schuld 
des Täters und seiner Persönlichkeit, geringfügig ist und der 
verursachte oder beabsichtigte Schaden den Betrag von 50 M 
nicht wesentlich übersteigt. In der Regel darf es sich dabei 
nur um eine erstmalige Tat handeln.

(3) Verfehlungen verjähren in 6 Monaten.

§ 2
(1) Wegen Verfehlungen, die zugleich Disziplinarverletzun- 

gen sind, soll der Rechtsverletzer disziplinarisch zur Verant­
wortung gezogen werden, soweit dies rechtlich zulässig ist und 
die Voraussetzungen vorliegen, daß Disziplinarmaßnahmen 
zur Erziehung ausredchen und die Beratung vor einem gesell­
schaftlichen Gericht nicht erforderlich ist. 4

(2) Wegen Eigentumsverfehlungen kann die Deutsche Volks­
polizei eine polizeiliche Strafverfügung erlassen, wenn eine 
Beratung vor einem gesellschaftlichen Gericht nicht erforder­
lich oder eine schnelle staatliche Reaktion geboten ist.

(3) Die gesellschaftlichen Gerichte entscheiden über Eigen­
tumsverfehlungen, wenn diese ihnen von dem Disziplinär- 
befugten zugeleitet oder von der Deutschen Volkspolizei zur 
Beratung übergeben wurden oder wenn der Geschädigte sich 
unmittelbar an sie wendet.

(4) Bei Eigentumsverfehlungen von Kunden im sozialisti­
schen Einzelhandel können die dazu ermächtigten Mitarbeiter 
des Handels Maßnahmen gemäß § 5 durchführen.

(5) Wegen einer Verfehlung ist stets nur eine der in den 
Absätzen 1 bis 4 genannten Maßnahmen zulässig.

(6) Die materielle Verantwortlichkeit kann bei Verfehlungen 
stets geltend gemacht werden. Bei Verfehlungen, die mate­
rielle Schäden nach sich ziehen, ist der Rechtsverletzer im Ein­
verständnis mit dem Geschädigten zur Wiedergutmachung des 
Schadens verpflichtet.

§ 3
Uber Beleidigung, Verleumdung und Hausfriedensbruch 

als Verfehlung entscheiden nur die gesellschaftlichen Gerichte.

§ 4
Disziplinarische Maßnahmen

(1) Ist die Verfehlung zugleich eine arbeitsrechtliche oder 
andere Disziplinverletzung, finden die in den jeweiligen 
Rechtsvorschriften vorgesehenen disziplinarischen Erziehungs­
maßnahmen sowie die in der Bestimmung des § 2 Abs. 6 vor­
gesehene Verpflichtung zur Wiedergutmachung des Schadens 
Anwendung.

(2) Ist der Rechtsverletzer nach LPG-rechtlichen Bestim­
mungen disziplinarisch verantwortlich, finden die in der 
jeweiligen Betriebsordnung vorgesehenen disziplinarischen 
Erziehungsmaßnahmen auch für Verfehlungen Anwendung. 
Bei Eigentumsverfehlungen kann als Disziplinarmaßnahme 
vom Rechtsverletzer auch ein Betrag bis zum dreifachen Wert 
des verursachten oder beabsichtigten Schadens, höchstens je­
doch 150 M, verlangt werden.

Maßnahmen bei Eigcntumsvcrfehlungen 
von Kunden im sozialistischen Einzelhandel

§ 5
(1) Die Leiter bzw. Vorstände der wirtschaftsleitenden 

Organe des sozialistischen Einzelhandels können leitende Mit­
arbeiter von Verkaufseinrichtungen zur selbständigen Ahn­
dung von Eigentumsverfehlungen durch Kunden im sozia­
listischen Einzelhandel ermächtigen.

(2) Mit der Ermächtigung erhalten die leitenden Mitarbeiter 
von Verkaufseinrichtungen das Recht,
— bei Eigentumsverfehlungen von Kunden im sozialistischen 

Einzelhandel vom Rechtsverletzer einen Betrag bis zum 
dreifachen Wert des verursachten oder beabsichtigten 
Schadens, mindestens 5 M, jedoch höchstens 150 M, zu ver­
langen ;

— zur Feststellung der Person des Rechtsverletzers die Vor­
lage des Personalausweises zu verlangen.

(3) Kann der Rechtsverletzer- den geforderten Geldbetrag 
nicht sofort entrichten,'ist ihm bei Zahlungswilligkeit vom 
Ermächtigten eine Zahlungsfrist bis zu 6 Tagen zu gewähren.

(4) Der Deutschen Volkspolizei» ist von der Verkaufsein­
richtung über die Person des Rechtsverletzers und die ange­
wandte Maßnahme schriftlich Mitteilung zu machen. Bei 
Nichteinhaltung der gewährten Zahlungsfrist ist dies zu ver­
merken.

§ 6
(1) Ist der Rechtsverletzer nicht in der Lage, sich auszuwei­

sen oder verweigert er die Zahlung oder die Vorlage des Per­
sonalausweises, so ist die Deutsche Volkspolizei zur Durch­
führung notwendiger Maßnahmen zu verständigen.

(2) Hält der Ermächtigte die Zahlung eines Geldbetrages bei 
Vorliegen einer Eigentumsverfehlung nicht für ausreichend 
oder angebracht, ist die Deutsche Volkspolizei zu benachrichti­
gen und kann die weitere Bearbeitung der Verfehlung über­
nehmen.

(3) Kann eine eindeutige Feststellung über das Vorliegen 
einer Eigentumsverfehlung nicht getroffen werden oder be­
steht der Verdacht eines Vergehens, ist die Sache unverzüg­
lich der Deutschen Volkspolizei zu übergeben.

§ 7
Polizeiliche Strafverfügung

(1) Die Deutsche Volkspolizei kann wegen Verfehlungen 
gemäß § 2 Abs. 2 in polizeilichen Strafverfügungen Geldbuße 
bis 300 (dreihundert) M aussprechen. Für die Wiedergut-: 
machung des Schadens findet § 2 Abs. 6 Anwendung.

(2) Eine polizeiliche Strafverfügung kann ferner erlassen 
werden, wenn
— ein Fall des § 6 Abs. 1 oder 2 vorliegt,
— die Ermittlungen gemäß § 6 Abs. 3 zur Feststellung einer 

Verfehlung geführt haben,
— der Rechtsverletzer nicht oder nicht innerhalb der gewähr­

ten Zahlungsfrist gemäß § 5 Abs. 3 den geforderten Geld­
betrag entrichtet.

(3) Die polizeiliche Strafverfügung muß enthalten:
— eine kurze Darstellung des Sachverhalts und die Angabe 

der verletzten Rechtsvorschriften,
— die Beweismittel,
— die ausgesprochenen Maßnahmen,
— die Rechtsmittelbelehrung.

(4) Als Rechtsmittel gegen eine polizeiliche Strafverfügung 
wegen Verfehlungen ist Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
zulässig.

§ 8
Maßnahmen der gesellschaftlichen Gerichte

Für die Beratung und Entscheidung von Verfehlungen vor 
den gesellschaftlichen Gerichten sind die Bestimmungen über 
die Tätigkeit der Konflikt- und Schiedskommissionen anzu­
wenden.

§ 9
Verfolgung als Straftat

Der Staatsanwalt kann innerhalb der gesetzlichen Verjäh­
rungsfristen Anklage erheben, wenn sich nachträglich dem 
entscheidenden Organ nicht bekannte Tatsachen heraussteilen, 
aus denen sich ergibt, daß es sich um eine Straftat handelt.

Schlußbestimmungen
§ 10

Der Minister des Innern und Chef der Deutschen Volks­
polizei und der Minister für Handel und Versorgung erlassen 
innerhalb ihrer Zuständigkeitsbereiche die zur Durchführung 
dieser Verordnung notwendigen Anweisungen.

§H
(1) Diese Durchführungsverordnung tritt am 1. April 1975 

in Kraft.


